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Arntsgericht Bonn

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

ln dom Rechtsstreit

Klägerin,

Rechtsanwältin Dorls Ovodack.Kosel,
Viersenerstr. 303, 41063 Mönchengfadbach _

g 6 g e n

- Prozessbevo llmächilgte :

Beklagto,

Rechtsanwälte Bach, Langheld & Dallmayr,
Beethovenstraße 5 . 13, 50674 Köln -

hat das Amtsgericht Bonn
auf  d le  mündl iche Verhandlung vom 13.11,2008
durch den Richter am Amtsgericht Fühling
f L i r  R e c h t  e r k a n n t :

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 2g0,42 Euro nebst Zinson in Höhe
von 5 Prozentpunkten uber dem Basiszinssatz der EZB seit dem 21,08,2007 zuzahlen.



lm Librigen wird die Klago abgewiesen.

Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten um die Höhe von Mietwagenkosten, dio der Bauen + Leben GmbH
aufgrund elnes Verkehrsunfalts entstanden sind, der sich am 2g,05 .2007 in Bonn
zwischen olnem Fahzeug cler Bauen + Leben Gmbll und dom bel der Beklagton
haftpflichtversicherten Fahrzeug mit dem amtlichen Kennzoichen BN-MH 687 ereignet

,,lrr. Die voue Haftuns de-r Boklasten dom Grunde ri:Jl_l:l 
111strertio. ,iir.

*'Hür*8oiä*üauer 
des unfallbodingten Ausfalls des der Fahzeuggruppe 6 zuzuordnenden

Skoda Octavia Kombl 2,0 103 KW Elegance mietete die Bauen + Leben Gmbl-l in der
Zeit vom 29.05.2007 bis zum 04.06.2CI07 bei der Klägerin in Niersbach ein
Ersatzfahzeug, nämlich einen BMW, an, dor der Fahaeuggruppe 5 zuzuordnen lst,

Am 04'.06 '2007 stellte die Klägerin der Elauen + Letren GmbH einen Betrag in Höhe von
956,00 Euro netto ln Rechnung, der sich im Einzelnen wie folgt zusammonsetzto:

- Zustel lung:

763,00 Eüio
133,00 Euro
30,00 Euro

Nettosumme: 956,00 Euro

Bereits bei Abschluss des Mietvertrages trat die Geschädigte Bauen .r Leben GmbH,
Schadonsorsatzansprüche gegen den Unfaflverursacher lm Hlnbllck auf
Mletwagenkosten an die Klägerln sichorungshalber ab.

Noch am 04.06.2007 übersandte die Klägerin die an dle Bauen + Leben GmbH
adressiefie Mietwagonrechnung auch an die Beklagte. Diese leistete auf die
Miotwagenrechnung jedoch lediglich olnen Betrag von 665,58 Euro, so dass ein Betrag
in Höhe von 290,42 Euro bislang offen geblieben lst. Die Geschädigte Bauen + Leben
GmbH hat diesen Botrag gegenüber der Klägerin nicht begi lchen.



Mit anwaltlichem schriftsatz vom 06,08.2007 forderte rlle Klägerln die Beklagte untor
Fristsetzung bis zum 20.08,2007 zur Begloichung des noch offenen Betrages von
29o,42 Euro auf. Weitere Zahlungen erbrachte dle Bolrlagte Jedoch nlcht.

Am 11.11.2008 trat clio Bauen + Leben GmbH ihren Schadensersatzanspruch aufErstattung der Mietwagenkosten aus dem Unfallerelgnls vom 2g,a5.2001 erneutsicherungshalber an die Klägerln ab,

Die Klägerin lst der Anslcht, der von ihr der Geschädigton Bauen + Loben GmbH inRechnung gestellte Rechnungsbetrag untorschreito sogar noch den ortstjblichenselbstzahlungstarif nach dom schwacke Automietpreisspiegolfür das Jahr 2006 für dasPostleitzahlengebiet 411, welcher slch auf 983,30 Euro netto belaufe, Infotge dessenhabe dle Beklagte den bislang noch nicht gezahlten Restbetrag in Höhe von 2g0,42Euro bezügllch der Miotwagenkosten zu erstatten_

Dlo Klägerin treantragt,

die Beklagte zu verurteilen,
1' an sie 29o,42 Euro nebst Zlnsen in Höhe von s prozentpunkten überdem

Basiszinssatz der EZB sert dem 26.06 .zoo1 zu zahren,
2' an sle vorgerichtlicho Anwaltskosten ln Höhe von 22,75 Euro zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
dio Klage abzuweisen,

Sie lst der Ansicht, die Klägerin sei nicht aktivlegitirniert, da dle Abtretungserklärung derBauen +' Leben GmbH vom zg,os.z*or wegen verstoßes gegen dasRechtsberatungsgesetz unwirksam sei. sie meint ferner, dass der schwackoAutomiotprelsspiegol 2006 keine ausrelchonde schätzungsgrundlago fm slnne des g287 ZPO sei, Diese werdo durch die Erhebung ,,Der Stand der Mletwagenpfeise inDeutschrand irn sommer 2Q07' von Dr. Holgor zinn sowre durch denAutomietpreisspiegel des Fraunhofer Instituts fur das Jahr 2008 erschüttert. Zudemhabe die geschädigte Bauen + Leben GmbH bel einer anderen Autovermietung elngleichwertiges Fehrzeug frir don Zeitraum von 7 Tagen viel billlger anbieten könnsn. sosei arn 04'08'2008 bei der Firma Avis eln BMW der 3er serie {ür 27l,10Euro, ein Audi44 Avant bei der Firma Europcar zurn Preis von s10,08 Euro und bei der Firma sixt einBMW der 3er Klasse zum Prels von 307,51 Euro frir die Dauer von T Tagen anzumletengewesen,
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Hlnslcnt l lcn qes wel leren vol9i l l lgel ls Qet ral l t j t r rn wrrq .1ut utE 4.wtsl ; i lcI l  t l t r lsgi  r

gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen sowio auf das Protokoll der mündlichen
Verhandlung vom 13.11.2008 Bezug genommen.

BrrnCes,re rband der
Autovermieier Deutschlonds e.\r
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1 .

Dle Klage lst hlnsichtllch der Hauptforderung begründet.

Der Klägerin steht gegen die Beklagte oin Anspruch auf Ersaiz weiterer
Miotwagenkosten ln Höhe von 290,42 Euro aus gg 7, 18 stVG, 823 Absatz 1 BGB, 3
Nr. 1 Pflichtversichorungsgesetz i. V, m. S 398 BGB zu.

Dlo Klägerin lst aktivlegitlmiert.

ln diesom Zusammonhang kann es dahinstehon, ob die Abtretungserklärung der Bauen
+ und Leben GmbH vom 29.05,2007 wegen Vorstoßes gegon das
Rechtsberatungsgesetz evontuell unwirksam war. Selbst wenn dlos der Fall gewosen
sein sol l te, lst  Jedenfal ls die am 11,11.2008 slcherungshalbor vorgenommone erneute

Abtretung der Schadensorsatzforderung der Bauen + Leben GmbH gegen die Boklagte
wlrksam, da Sicherungsabtretungen seit dom 01.07,2008 nicht mehr nach dem
Rechtsberatungsgesetz, sondorn nach dem Rechtsdiensttelstungsgeo alz zu beurteilen
slnd. Gemäß S 2 Rechtsdienstlelstungsgosotz ist dle Einziehung elner zLl
Einziehungszwecken abgetretenen Fordorung nur noch dann eine orlaubnispflichtlge

Rechtsdlenstleistung, wenn sio eigenständig erfolgt. Die Klägerin als gewerbllcho

Autovermioterin betreibt die Forderungseinziehung Jodoch ledlgllch als Annex zur
Fahrzeugvermietung. Die Fahzeugvermletung ist die Hauptleistung, die
Forderungsoinzlehung elne untergeordnete und marktübllche, daher zum Tätlgkeitsblld
gehöronde Nebenlelstung,

Damit kann die Klägerin die Schadensersalzforderung dsr Bauen r' Leben GmbH lm

Hinbtick auf die Mietwagenkosten gegen die Boklagte im vollem Umfang geltond

machen,

Bei cler Geltendmachung von Miotwagenkoston gelten folgende Grundsätze:



Der Geschädigte kann vom schädiger bzw, dessen Haftpflichtversicherung nach g 24g
BGB als erforderlichen wiederherstellungsaufiruand den Ersatz derjenigen
Mietwagenkosten verlangen, clle oln verständiger, wirtschafltich denkender Mensch ln
der Lage des Geschädigten für zweckmäßig und notwendlg halten darf. DerGeschädigte ist dabei ebenso wie bei anderen Kostsn der wiederherstellung undebenso wio in anderen Fällen' in denen er die schadensbeselilgung selbst vornlmmt,
nach dom Wirtschaftlichkeitsgebot gehalten, im Rahmen des ihm Zumutbaren vonmehreren möglichen den wirtschaftlicheren weg der schadensbehebung zu wählen,
Das bedeutet für den Bereich der Mietwagenkosten, dass er von mehreron auf demöt4liche rolevanten Markt - nlcht nur für unfallgeschädlgte - erhäftlichen Tarlfen für dieAnmietung eines vergleichbaren Ersatzfahaeuges (innerhalb elnos gewissen
Rahrnens) grundsätzlich nur den gunstfgeren Mietpreis ereetzt verlangen kann, Mltanderen woden rnussen die Mietwagenkosten betriebswlrtschafltich gerechtfortlgt sein.Für dle Überprüfung der betriebswirtschafltichen Rochtfertigung der von dor Klägerin inRechnung gestclllten Mletwagenkoston hat das Gericht anhand des schwackeAutomietpreisspiegels für das Jahr 2006 das gewlchtete Mittel (,,Modus,,) dossogenannten 

"Normaltarifs" ( = Tarif für selbstzahler) ermltteft. Nach derRochtsprechung dos Bundesgerichtshofes kann der Tatrichter in Ausübung dosErmessons nach S 287 ZPo den ,,Normaltarif" auf der Grundlage des gewlchteten
Mittels des "schwacko Mietpreisspiegels" im Postleitzahlengeblot des Geschädlgtenermitteln' solango nlcht mit konkreten Tatsachen Mtingel der betreffandenschätzungsgrundlage aufgezelgt werden, die sich arrf aun z|, entscheidonden Fallauswirken (zuretzt BcH, urteir vom 14,10.200g vr zR go}ror _ ). Ftir dasPostleltzahlengebiet 411 und dle Preisgruppe b ergeben sich unter Zugrundelegung desgewlchteten Mittels aus dem schwacke Automietprelsspiegel 2006 folgendeBruttowerte:

Wochentarif Z Tage:
Tellkasko Z Tage:
Zustel lung:

897,00 Euro
147,00 Euro
25,00 Euro

Abholungl 2s.00 Euro
Surnme: 1.094,00 Euro brutto

Dies ergibt einen Nettobetrag von g20,00 Furo.

Die klägerische Abrechnung liegt 36,00 Euro über diesern Betrag, was angeslchts desumstandes' cjass die Geschädigte nicht verpflichtet war, don bill igsten Tarif in Anspruchzu nehmen, noch innerhalb der Toleranzgrenze r iegt,  die s 2g7 Zpo vorgibt,



a nde re Ern enuns ; ; i* ;" in.,"ti*: H' .Trr"ll; nhffi;:ffi'Tfl :ffi::2007r sowie ,,Fraunhofer Marktpreisspieger Mietwagen Deutschrand 2008,) ersSchätzungsgrundlage zugrunde zulegen. Denn die Beklagte hat entgogen denAnforderungen der BGH Rechtsprechung nicht mit konkreten Tatsachen Mängef derschwackeliste 2006 aufgezolgt, die sich auf den zu entscheidonden Falr auswrrken.

fm Ergobnis trägt die Beklagte lediglich vor, die beiden genannten untersuchungen

X':H:;:::'"J,:.":,T]':T3:111':f*:cklrrste seranst, wesharb ihnon der Voauszu sohen sei. Dies ailein genüst jedoch nrcht] um iwelfer an 0",. *,.in;äJ ;T:?
1,.:l#::::,*J:T:j::i I "l.n *llirr der Bokrasten nicht vorserragen, wrerm Einzernen die Erhobunson des o:rZl'n error{t -i;;,;, ;. il;,äffiffifli,l;#l
#ff:::.^":,::::::f:::1.: 

,,11 z,h ,no,ren brerben die Grundrasen derErhebunsen des Fraunhofer Instituts völrig frn Dunkeln, weil die #äi:T?"lXkelnerlei Details vorgotragen ltat, sondern ledigrich wiederhort behauptet hat, dass dfeseErhebung votzugswürdig sel, Die Beklagte hat auch keinerlei Gegenrechnungen unterZugrundlegung der Erhehungen des Dr, zlnn und des Fraunhofer f nstltusvorgenommen, aus denen slch erglbt, wie das konkrete Ergobnis dieser beidsnUntersuchungen im vorliogenden Fall aussähe. DIe Beklagte genrigt denAnforderungen der Rechtsprechung des BGH an die Erschutterung der schwackefiste20a6 als schätzungsgrundlage nlcht, wenn sie ohne Bezug zum konkreten Elnzeffq,f edlgilch d ie a n go briche Voaugswrirdig kert anderer E rhebungen bohauptet.

Dor Einwand der Beklagten, die geschädigte Bauen + Leben GmbH habe bei denFlrmen Avis' Europcar uncl sixt viel billfger ein Fahaeug mloten können, ist nicrrierhebliclt ' da dle von den Beklagten vorgelegten Angeboto slch sämtlich auf den04'08'2008 boziehen, jedoch nlchts dazu sagen, ob diese Angeboto der GeschädigtenBeuen + Leben GmbH auch am 29.0s.2e07 zurVerfügung gestanden hätton.

Der Zinsanspruch folgt aus den $$ 286 Absat z 1, zBE BGB, Denn die Beklagte befindetsich aufgrund dor Mahnung der Klägerin mlt anwaltlichem schriftsatz vom 06.08.2002,in welchem der Beklagten eine Zahlungsfrist bis zurn 20.08,2002 gesetzt wurdo, seltdom 21'08'2007 in schuldnerv€rzug' Dle Höhe des Zinssatzes erglbt sich aus g 2BBAbsatz 1 BGB.

soweit die Klägerin Zinson fur den Zeitraum a,vischen dem 26.06.2002 und dem20'08'2007 begehrt hat, ist die Klage unbegründet, cJa vor dem 21.o1.zaoz die Beklagtesich noch nlcht in Schulclnervezug befand.

Atts demselben Grunde steht cfer Klägerin gegen die Beklagte auch kein Anspruch auf
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schreibon vom 06.0 B z0o7 ü;;*';;' "l**0,ff#;r:.ffi ,.fläJ:ff 
t::l:

anwaltliche Tätigkeit zwischen dem 21.08,2007 und der Kragoerhebung lst von derKlägerin nicht vorgotragon, so dass ln dieser Zeit durch den veaug der Beklagtonvera n rasste Rechtsverforgungskosten nicht erken nba r srnd.

Der Antrag der Beklagten, die Berufung gogen das urteil des Amtsgerlcht zuzulassen,war abzulshnen' da die Voraussetzungen dos g s11 Absatz 4 zpo nlcht vorllegen,Denn die Rechtssache, hat weder grundsätzliche Bedoutung noch erfordeft dieFortbildung des Rechts oder dlo sicherung einor einheifllchen Rochtssprechung elneEntscheidung des Berufungsgerichts, Das Gericht ist weder von der Rechtsprechungdes oberlandesgerichts Köln noch von der Rechtsprechung dos Bundesgerichtshofsabgewichen' sondern hat deren Rechtsprechung der vorlfegenden Entscheldungzugrunde gelegt, Bereits oben wurde ausfiihrlich dargetegt, dass das Gericht sich nlchtmit der Frago cler Anwendbarkeit der Fraunhofer-Liste 200g lrn vorllegenden Fall zubefassen hatte, da os an Vortrag der Beklagten zur Erhebungswelse des Fraunhofer_Instituts und vor aflem an Vortrag der Beklagten zu den konkreton Auswirkungen derAnwendbarkeit der Fraunhofer Liste im hler zu entscheidenden Fall fehlte. Mängel lrnvortrag der Bekragten rochtfertigen Jedoch keine Zurassung der Berufung nach s 511Absatz 4 ZpO.

Die Kostenentscheidung beruht auf g 92 Absatz 2 Nr, I zpo,da die Zuvierfordsrungder Klägerin verhältnisrnäßlg geringfügig war und diese aufgrund desson, dass dre
#::i:"J,T:f 

sich redigrich aur Nebenrorderunsen bezos, kerno höheren Koston

Die Entscheidung über dre vorräufigo Voilstreckbarkeit beruht auf den ss zoa Nr. 11,711 ,713  ZPO.

Gogenstandswerl: Zg0,4,Z Euro,

Frlhling
Richter am Amtsgericht

Ausgefertigt

Flohs
Justlzbeschäftigte
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle
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